
3Spinnrad 3 / 2017

Es war Anfang Dezember
2015, als das Team von FOR
Peace Presence sich mit

den Mitgliedern der Gemeinde
Tamarindo in einem improvisierten
Zelt bei der Einfahrt zum Grund-
stück einfand, um die letzten Ent-
wicklungen in ihrem zermürbenden
Kampf gegen die Vertreibung von
ihrem Land zu besprechen.

Es war ein heißer Tag und
die Gemeindemitglieder wirkten
äußerst niedergeschlagen. Den-
noch lag Hoffnung in der Luft, dass
die Geschichte noch ein gutes
Ende finden würde. Immerhin
waren wir einige Tage zuvor eben-
so beisammen gestanden, als ein
Auto von der Schnellstraße abbog
und einen Zettel hinterließ, mit der
Nachricht, dass die Zwangsräu-
mung verschoben werden sollte.
Als Organisation hatten wir all un-
sere strategischen Kontakte auf lo-
kaler, nationaler und internationaler
Ebene aktiviert und die Gemeinde
in Sitzungen mit den örtlichen Be-
hörden begleitet. Vielleicht - fragten
sich nicht nur die Gemeindemitglie-
der, sondern auch wir - hat eines
der Gespräche gefruchtet?

Doch dieses Mal sah man bereits
aus der Ferne große Polizeibusse
anfahren. Wenig später strömten

schwarz gepanzerte Einsatzkräfte
der Spezialeinheit ESMAD (Escua-
drón Móvil Antidisturbios, Bild
unten) aus den Bussen, die bei
Demonstrationen und eben auch
bei Zwangsräumungen eingesetzt
werden. Sie waren mit Schlagstö-
cken und Schutzschildern ausge-
stattet. Das konnte nichts Gutes
bedeuten. Wir hofften in diesem
Moment bloß, dass es zu keinem
übermäßigen Gewalteinsatz von
Seiten der Exekutive kommen wür-
de.

Die Gemeinde von El Tamarindo
lag zu diesem Zeitpunkt (Dezember
2015) etwa drei Kilometer außer-
halb von Barranquilla, der viert-
größten Stadt Kolumbiens und dem
größten Ballungsraum an der kari-
bischen Küste. Die wirtschaftliche
Bedeutung der Stadt wächst heute
nicht nur durch Kolumbiens größ-
ten Hafen, sondern auch durch
strategisch angelegte zonas fran-
cas - Freihandelszonen, die durch
Steuerbefreiungen zu attraktiven
Standorten für Unternehmen ent-
lang des gesamten Flusses Mag-
dalena umgewandelt werden sol-
len. Der Ausbau der Autobahn und
die bessere Anbindung zum Hafen
hat das Grundstück, auf dem die
Gemeinde lebte, an Wert gewinnen
lassen. Die staatliche Zoll- und

Steuerbehörde DIAN (Dirección de
Impuestos y Aduanas Nacionales
de Colombia) erklärte im Jahr 2007
mit der Resolution 13914 eine Flä-
che von 200.000m² zwischen Bar-
anquilla und Galapa zur Internatio-
nalen Freihandelszone des Atlan-
tiks (Zofia), die eben auch die Par-
zellen der Gemeinde umfasst.

Für die etwas mehr als 100 Fami-
lien, die auf ca. 120 Hektar Land
leben und arbeiten, ist dies nicht
das erste Mal, dass sie von ihrem
Land vertrieben werden. Die ersten
Familien sind bereits Anfang 2000
nach El Tamarindo gekommen.
Damals war die Region Ödland,
niemand wurde als Besitzer_in
angeführt und die Bäuerinnen und
Bauern besetzten und bewirtschaf-
teten das Land (tierra baldía) in
gutem Glauben. Die Familien
waren davor durch den vorherr-
schenden Konflikt und die Gewalt
der Paramilitärs aus ihrer Heimat in
Magdalena, Urabá, Bolivar und
César vertrieben worden. In El
Tamarindo finden sie Zuflucht und
fruchtbares Land, das für den
Anbau von Früchten und Getreide
geeignet ist.

Nach Schaffung der Freihandelszo-
ne beanspruchte allerdings die Fir-
ma Inversiones Agropecuarias SA
das Land und kann plötzlich auch
Titel nachweisen - sie bezeichnet
die Bauern und Bäuerinnen als
Besetzer_innen des Landes und
beginnt fortan über Gerichtsverfah-
ren die Gemeinde von ihrem Land
zu vertreiben. Daraufhin organisie-
ren sich die Bäuerinnen und Bau-
ern als Vereinigung ASOTRACAM-
PO (Asociaciones de los Trabaja-
dores del Campo). 80% von ihnen
sind Opfer des bewaffneten Kon-
flikts in Kolumbien und somit von
dem Gesetz über Opferentschädi-
gung und Landrückgabe (Ley de
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Víctimas y Restitución de Tierras,
2012) betroffen, das Opfern des
Konflikts volle Wiedergutmachung
inklusive Landrückgabe gewähren
sollte. Doch stattdessen liegen 44
polizeiliche Zwangsräumungsbe-
scheide vor, und Ende 2012 wer-
den die ersten Teile des Grund-
stükks zwangsgeräumt - ohne rich-
terliche Anordnung und in Aus-
übung übermäßiger Gewalt durch
die ESMAD. Daraufhin verlassen
einige Menschen El Tamarindo,
andere aber bleiben und setzen
ihren Kampf fort. Sie erhalten
Todesdrohungen von neo-paramili-
tärischen Gruppen und am 12. April
2013 wird der Sohn des Vizepräsi-
denten von ASOTRACAMPO er-
schossen. Die Organisation erklärt
das Land im April 2014 zum huma-
nitären Raum und versucht weiter-
hin, der Vertreibung zu widerste-
hen - ohne Erfolg.

Als also an jenem Dezembertag die
angekündigte Räumung Wirklich-
keit wurde, waren einige der

Gemeindemitglieder entsprechend
aufgelöst. Die Beamt_innen des
Bürgermeisteramtes gingen in
Begleitung von Vertreter_innen des
Ombudsmanns, den städtischen
Rechtsanwälten, der Behörde für
Opferbetreuung und Wiedergutma-
chung (UARIV) sowie Vertre-
ter_innen der Firma Inversiones
Agropecuarias SA von Haus zu
Haus und ordneten in den meisten
Fällen die Räumung der Häuser
an. Daraufhin wurde den Familien
erlaubt, ihr Hab und Gut aus den
Häusern zu holen, ehe alles nieder-
gewalzt wurde - vor den Augen
internationaler Beobachter_innen.
An diesem und dem darauffolgen-
den Tag wurden 11 Häuser zerstört,
während weitere 30 Familien bis
zum 18. Dezember eine Verlänge-
rung erhielten. Der 10. Dezember
war der internationale Tag der Men-
schenrechte, ein trauriges Symbol
für ein Land, das den Frieden ver-
kündet, so die Gemeindemitglieder. 

Am 18. Dezember beschloss das
Verfassungsgericht Schutzmaß-
nahmen für die Gemeinde und ord-
nete an, dass den Mitgliedern der
Gemeinde El Tamarindo vor der
Zwangsräumung zumindest eine
vorübergehende menschenwürdi-
ge Unterkunft zur Verfügung ge-
stellt werden müsse. 

Trotz des Urteils fand die endgülti-
ge Räumung am 23. Dezember
statt. Am letzten Tag der  Räumung
erhielten die Mitglieder von El
Tamarindo entweder eine kleine
Geldsumme, ein Hektar Land oder
2 Monatsmieten für eine Unterkunft
in Barranquilla. Die meisten, die
Geld oder Miete erhielten, sind jetzt
in der Stadt Barranquilla verstreut.
Die neun Familien, die Land erhal-
ten haben, leben jetzt in einer
behelfsmäßigen Wohnstätte mit
sechs anderen Familien am Rande
von Luruaco, einer Gemeinde
näher an Cartagena. 2-3 Monate
erhielten sie Unterstützung von der
presbyterianischen Kirche. 

Wir verbringen Tage in
einem kleinen Versamm-
lungsraum, die Hitze ist

für mich ungewöhnlich, noch dazu
da wir stundenlang sitzen und uns
konzentrieren. Aber ich darf mir kei-
ne Klagen erlauben, nicht vor den
Leuten des Komitees Boquerón,
einer Gemeinschaft im kolumbiani-
schen Bezirk Cesar. Hier werden
seit sieben Jahren die Verhandlun-
gen mit den Minengesellschaften
geführt, die die „unfreiwillige Um-
siedelung“, oder, wie ich es lieber
nenne, „die erzwungene Aussied-
lung“, betreffen. Seit sieben Jahren
versucht eine kleine Gemeinschaft
die grundlegenden Bedingungen
für eine Wiederansiedlung mit drei
der größten Minengesellschaften
der Welt auszuhandeln.

Die Internationale Organisation für
Migration (OIM) definiert Aussied-
lung als „zwangsweise Aussiedlung
einer Person aus ihrem Heim oder
ihrem Wunschland, besonders auf-
grund  bewaffneter Konflikte oder
natürlicher Katastrophen“. Es ist
wichtig festzustellen, dass dieser
Begriff nicht jene Kriterien umfasst,
die auf die Gemeinschaft von
Boquerón zutreffen. Die OIM defi-
niert auch die gewaltsame Vertrei-
bung als „allgemeinen Begriff für
eine Wanderbewegung, die ein
Element der Nötigung beinhaltet.
Dies schließt die Bedrohung des
Lebens und des Lebensunterhalts
aufgrund natürlicher oder von Men-
schen verursachter Faktoren mit
ein.“ 

Genau das ist es! Die Gemein-
schaft von Boquerón sieht sich
gezwungen wegzuziehen, unter
Bedingungen, die ihr Leben bedro-
hen, verursacht durch Menschen,
und zwar durch private Unterneh-
men. Mir ist aber immer noch nicht
klar, was diese Unternehmen unter
„Entwicklungsprojekten“ verstehen. 

Auf der Webseite des Kohle-
minenunternehmens Drummond
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Von 1985 bis 2014 wurden über
sechs Millionen Menschen in
Kolumbien gewaltsam vertrieben.
Damit weist das Land die weltweit
höchste Zahl an Binnenflüchtlin-
gen auf. Praktisch in allen
Gemeinden Kolumbiens (99%)
hat es Vertreibungen gegeben,
wobei heute Vertreibungen v.a. im
Norden und Westen des Landes
stattfinden. Von Vertreibungen
betroffen ist zu 87 Prozent die
Landbevölkerung, wobei viele
Menschen auch mehrfach vertrie-
ben wurden. 

Die Menschen flohen einerseits
vor den Kampfhandlungen und
der Gewalt der bewaffneten
Gruppen (Armee, Paramilitärs
und Guerilla), andererseits wer-
den Vertreibungen aber vor allem
gezielt für die Durchsetzung von
Interessen, zur Bereicherung und
als Mittel der Kriegsführung
gegen zivilgesellschaftliche Ak-
teur_innen eingesetzt.


